
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

erst einmal wünschen wir allen unseren Leserin-

nen und Lesern ein frohes und gesundes neues 

Jahr. Wie gewohnt übersenden wir Ihnen hiermit 

unseren ersten Newsletter des neues Jahres Ja-

nuar 2019.  

 

Wie gewohnt erhalten Sie wichtige Entscheidun-

gen aus der Rechtsprechung und praxisnahe 

Fälle. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

Ihre bpl Rechtsanwälte  

 

  

  

 
 
 
 

RECHTSANWÄLTE  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Grundsatzentscheidung des Europäischen Gerichtshofs: 

Urlaubsgeld darf bei Kurzarbeit nicht pauschal gekürzt werden 

 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit 

Urteil vom 13.12.2018 entschieden, dass Be-

schäftigte in Kurzarbeit eine pauschale Kürzung 

ihres Urlaubsgeldes nicht hinnehmen müssen.  

 

 

Die Richter entschieden, dass Arbeitnehmer 

während ihres rechtlich garantierten Jahresur-

laubs ungeachtet vorheriger Kurzarbeitszeiten 

Anspruch auf normale Vergütung hätten.  
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Dabei hänge die Dauer des gewährten Jahres-

urlaubs allerdings von der tatsächlichen Arbeits-

zeit ab. Kurzarbeit könne somit dazu führen, 

dass auch der Jahresurlaub gekürzt werde.  

 

Hintergrund war die Klage eines Betonbauers 

vor dem Arbeitsgericht (ArbG) Verden. Im Jahr 

2015 war dieser insgesamt 26 Wochen in Kurz-

arbeit. 

  

Kurzarbeit bedeutet die vorübergehende Verrin-

gerung der regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund 

eines erheblichen Arbeitsausfalls. Die betroffe-

nen Arbeitnehmer arbeiten in dieser Zeit weni-

ger oder überhaupt nicht.  

 

Im betreffenden Fall bestand das Arbeitsver-

hältnis fort, der Arbeitnehmer arbeitete prak-

tisch jedoch nicht. 

 

Der Arbeitgeber bemaß die Bezahlung nach 

dem Bundesrahmentarifvertrag für das Bauge-

werbe. Hiernach wird zwar der Anspruch auf 30 

Tage Jahresurlaub garantiert, das dabei zu zah-

lende Urlaubsgeld bei Kurzzeitarbeitenden 

kann allerdings niedriger ausfallen.  

 

Der EuGH entschied nun allerdings, dass der 

Tagessatz beim Urlaubsgeld voll ausgezahlt 

werden müsse. Eine Kürzung aufgrund von 

Kurzarbeit dürfe nicht stattfinden. Da der Arbeit-

nehmer im Jahr 2015 jedoch 26 Wochen nicht 

gearbeitet habe, stünden ihm nach EU-Recht 

aber nur zwei Urlaubswochen zu.  

 

Im Detail muss diesen Fall nun aber erneut das 

nationale Gericht entscheiden. Dessen Ent-

scheidung muss dann allerdings im Einklang mit 

der Entscheidung des EuGHs erfolgen (EuGH, 

Urt. v. 13.12.2018, Az. C-385/17). 

 

 

Keine Zustimmung bei Verlängerung der Elternzeit durch  

Arbeitgeber notwendig 

 

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-Bran-

denburg hat mit Urteil vom 20.09.2018 entschie-

den, dass Eltern die Elternzeit für das dritte Le-

bensjahr ihres Kindes ohne Zustimmung des 

Arbeitgebers verlängern können. 

 

Der Kläger hatte Elternzeit für zwei Jahre ab 

Geburt des Kindes beantragt. Einige Monate 

nach der Geburt des Nachwuchses wurde dann 

ein zusätzlicher Antrag auf ein weiteres Jahr El-

ternzeit gestellt. Dieses sollte sich direkt an-

schließen. Die Arbeitgeberin lehnte den zusätz-

lichen Antrag ab.  

 

Das LAG gab dem Kläger, der gegen diese Ab-

lehnung klagte, Recht. Es bedürfe keiner Zu-

stimmung der Arbeitgeberin, weshalb diese den 

Antrag nicht hätte ablehnen dürfen.  

 

Die gesetzliche Regelung spreche nicht für die 

Annahme, dass innerhalb der ersten drei Le-
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bensjahre des Kindes nur eine erstmalige Inan-

spruchnahme von Elternzeit zustimmungsfrei 

sein soll. 

 

Die Bindungsfristen seien vom Gesetzgeber 

eingeschränkt worden, um Eltern mehr Flexibili-

tät in ihren Entscheidungen zu ermöglichen.  

Das LAG hat die Revision zum Bundesarbeits-

gericht jedoch zugelassen, da über diese 

Rechtsfrage auf höchstrichterlicher Ebene noch 

nicht geurteilt worden sei (LAG Berlin-Branden-

burg, Urt. v. 20.09.2018, Az. 21 Sa 390/18). 

 

 

BGH: Vermieter ist zur Reparatur eines Defekts am  

Telefonanschluss verpflichtet 

 

Der Vermieter ist beim Abschluss eines Mietver-

trages mit seinem Mieter dazu verpflichtet si-

cherzustellen, dass Telefonanschluss und Tele-

fonleitung ordnungsgemäß funktionieren. Dies 

entschied der Bundesgerichtshof mit Urteil vom 

05.12.2018. Demnach sei der Vermieter dazu 

verpflichtet den Anschluss auf eigene Kosten zu 

reparieren, sollte die Funktionalität einge-

schränkt sein.  

 

Im zu entscheidenden Fall war die Mietwoh-

nung mit einem Telefonanschluss ausgestattet. 

Die Leitung verlief vom Keller bis in die Woh-

nung des Mieters.  

 

Als es zu einem Defekt der Leitung zwischen 

Keller und Wohnung des Mieters kam weigerte 

sich der Vermieter die Leitung auf eigene Kos-

ten reparieren zu lassen.  

 

Die Vorinstanz, das Oberlandesgericht (OLG) 

Oldenburg, gab dem Vermieter zunächst recht. 

Der Vermieter sei nicht dazu verpflichtet die 

Kosten für die Reparatur der Leitung zu tragen. 

 

Das OLG war der Auffassung der Vermieter 

habe lediglich die durch den Mieter durchzufüh-

renden Arbeiten zu dulden.  

 

Der BGH revidierte nun das Urteil des OLG und 

stellte fest, dass die Sicherstellung der ord-

nungsgemäßen Nutzbarkeit der Telefonleitung 

in den Pflichtenkreis des Vermieters falle.  

 

Ein funktionierender Anschluss gehöre zum 

Mindeststandard für zeitgemäßes Wohnen, so 

die Richter.  

 

Befände sich ein Anschluss in der Wohnung so 

sei auch der Vermieter dazu verpflichtet seine 

Gebrauchsfähigkeit sicherzustellen (BGH, Urt. 

v. 05.12.2018, Az. VIII ZR 17/18). 

Falls Sie unseren Newsletter in Zukunft nicht mehr erhalten möchten, schicken Sie bitte eine kurze E-Mail an info@bpl-recht.de  
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